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(2) Für industrielle und gewerbliche Abnehmer 
gelten weiterhin die erteilten Gaskontingente, sofern 
nicht durch Produktionsänderung, bedingt durch 
Produktionsauflagen oder registrierte Verträge oder 
andere betriebliche Veränderungen, eine Neufest­
setzung durch den Gasverteiler im Einvernehmen 
mit dem Kreisenergiebeauftragten erforderlich wird. 
Von den Betrieben mit einer Tagesentnahme von 
100 cbm und mehr ist eine Gasbezugskarte zu füh­
ren. Die Zählerablesungen sind zu den festgesetzten 
Zeiten in die Gasbezugskarte einzutragen. Die Gas­
bezugskarte wird jedem Betrieb vom jeweils zustän- 
digenKreisenergiebeauftragten zugestellt und ist die­
sem spätestens bis zum Dritten eines jeden Monats 
für den vorangegangenen Monat zurückzusenden.

(3) Für alle übrigen Abnehmer gelten die erteilten 
Kontingente für elektrische Arbeit und Leistung, 
sofern nicht durch Produktionsänderung, bedingt 
durch Produktionsauflage oder registrierte Verträge 
oder andere betriebliche Veränderungen, eine Neu­
festsetzung durch den Kreisenergiebeauftragten er­
forderlich wird. Sonderkontingente für elektrische 
Raumheizung dürfen nicht erteilt werden.

§ 9
Regelung in Sonderfällen

In Sonderfällen entscheidet der Landesenergie­
beauftragte im Einvernehmen mit dem Landeslast­
verteiler oder Landesgasverteiler im Rahmen des 
dem Lande zugebilligten Kontingents. Anträge sind 
über den Kreisenergiebeauftragten mit der Gegen­
zeichnung des Energiewartes bei dem Landesenergie­
beauftragten einzureichen; der Kreisenergiebeauf­
tragte hat dem Antrag seine eigene Stellungnahme 
beizufügen. Einsprüche gegen die Entscheidung des 
Landesenergiebeauftragten sind dem Ministerium 
für Schwerindustrie der Deutschen Demokratischen 
Republik zur endgültigen Entscheidung zuzuleiten. 
V/ird der Antrag auf Sonderregelung damit be­
gründet, daß in der Zeit von 22.00 bis 6.00Uhr über­
wiegend Jugendliche und weibliche Produktions­
kräfte beschäftigt werden müssen, so ist mit dem 
Hinweis auf die Einhaltung der Arbeitsschutzbe­
stimmungen dem Anträge neben der Stellungnahme 
des Kreisenergiebeauftragten auch die der Arbeits­
schutzinspektion des Kreises beizufügen. Die Ent­
scheidung wird in diesen Fällen von dem Landes­
energiebeauftragten im Einvernehmen mit dem Mi­
nisterium für Wirtschaft und Arbeit des Landes ge­
troffen. Über Einsprüche hiergegen entscheidet end­
gültig das Ministerium für Schwerindustrie der 
Deutschen Demokratischen Republik im Einverneh­
men mit dem Ministerium für Arbeit der Deutschen 
Demokratischen Republik.

§ 10
Strafbestimmungen

(1) a) Bei der ersten Überschreitung des elektri­
schen Arbeitskontingents oder der Strom­
bezugszeiten wird für jede zuviel oder außer­
halb der Strombezugszeiten verbrauchte 
Kilowattstunde (kWh) der zehnfache tarif­
liche Arbeitspreis, mindestens jedoch 50 DM, 
im Wiederholungsfälle der zwanzigfache 
tarifliche Arbeitspreis, mindestens jedoch 
100 DM, erhoben. Das gleiche gilt beiünter- 
schreitung der festgesetzten Nachtstroment­
nahme für jede zuwenig bezogene kWh.

b) Bei der ersten Überschreitung des elektri­
schen Leistungskontingents wird für jedes

innerhalb eines Monats während der Tages­
zeit über das Leistungskontingent hinaus 
in Anspruch genommene Kilowatt (kW) oder 
Kilovoltampere (kVA) 20 DM je Monat, im 
Wiederholungsfälle 40 DM je Monat erho­
ben. Wird die Überschreitung vom Ver­
braucher selbst gemeldet und kann der Ver­
braucher nachweisen, daß diese Überschrei­
tung nur kurzfristig stattgefunden hat, so 
kann der Betrag entsprechend bis auf 1 DM 
je kW oder kVA und Tag, im Wieder­
holungsfälle bis auf 2 DM je kW oder kVA 
und Tag herabgesetzt werden.

c) Bei gewerblichen Abnehmern, deren Gas­
entnahme kontingentiert ist, wird bei der 
ersten Überschreitung des Gaskontingents 
für jedes zuviel verbrauchte Kubikmeter 
(cbm) der zehnfache Kubikmeterpreis, min­
destens jedoch 50 DM, im Wiederholungs­
fälle der zwanzigfache Kubikmeterpreis, 
mindestens jedoch 100 DM, erhoben. Ent­
sprechendes gilt auch für die mißbräuch­
liche Benutzung von Gasgeräten nach § 4, 
jedoch mit der Maßgabe, daß die Mindest­
strafen von 50 und 100 DM in Fortfall 
kommen.

(2) Die außerhalb der Strombezugszeiten ver­
brauchte Menge wird errechnet aus der höchsten im 
Ablesungszeitraum in Anspruch genommenen Lei­
stung oder bei Fehlen einer Höchstleistungsmeßein­
richtung aus der gesamten installierten Leistung 
multipliziert mit der Dauer der Überschreitung ab 
Beginn der Sperrzeit.

(3) Bei nicht ordnungsgemäßer Führung der im § 1 
Ziffer 10 genannten Energiebezugskarte oder der 
unter § 8 Abs. 3 genannten Gasbezugskarte wird eine 
Ordnungsstrafe bis zu 1000 DM, jedoch mindestens 
von 50 DM verhängt. Die verspätete Absendung der 
Energiebezugskarte oder der Gasbezugskarte an den 
Kreisenergiebeauftragten wird mit einer gebühren­
pflichtigen Verwarnung von 5 DM belegt.

(4) Die Strafen nach Abs. 1 bis Abs. 3 werden auf 
Vorschlag des zuständigen Kreisenergiebeauftrag­
ten durch den zuständigen Landrat oder Oberbürger­
meister verhängt und eingezogen. Die Beträge sind 
im Haushalt zu vereinnahmen.

(5) Gegen die Straffestsetzung kann der Betroffene 
beim zuständigen Landrat oder Oberbürgermeister 
schriftlich Einspruch einlegen. Der Einspruch hat 
keine aufschiebende Wirkung. Der Landrat oder 
Oberbürgermeister kann nach Einspruchseinlegung 
seine Straffestsetzung auf Grund von Vorschlägen, 
die der Kreisenergiebeauftragte im Einvernehmen 
mit je einem von den Kreisvorständen der Industrie­
gewerkschaft Energie und der Gewerkschaft des be­
troffenen Industriezweiges hierfür ernannten Ver­
treter macht, wiederaufheben oder ändern. Andern­
falls ist der Einspruch vor Ablauf von zwei Wochen 
nach Einspruchseinlegung dem Wirtschaftsministe­
rium des betreffenden Landes zur Entscheidung 
vorzulegen. Die Entscheidung des Wirtschafts- 
ministeriums ergeht auf Grund von Vorschlägen des 
Landesenergiebeauftragten und je eines von den 
Landesvorständen der Industriegewerkschaft Energie 
und der Gewerkschaft des betroffenen Industrie­
zweiges hierfür ernannten Vertreters. Diese Ent­
scheidung ist endgültig.


